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1.  Ausrufung einer Pandemie durch die WHO

Am 11. Mérz 2020 hat der Generaldirektor der WHO, Tedros Adhanom Ghebreyesus den
COVID-19-Ausbruch offiziell zu einer Pandemie erklart. Grund fiir diese Entscheidung war die
starke Zunahme der Fallzahlen auBlerhalb Chinas in den davor liegenden zwei Wochen, allein im
Europdischen Raum mehr als 20.000 bestatigte Fille, vgl. WHO, WHO erkldrt COVID-19-Aus-
bruch zur Pandemie, 12. Marz 2020, abrufbar unter: http://www.euro.who.int/de/health-to-
pics/health-emergencies/coronavirus-covid-19/news/news/2020/3/who-announces-covid-19-out-
break-a-pandemic. Mit dieser Erkldrung wurden zum einen Empfehlungen fiir die Européische
Region ausgesprochen, so etwa zur Intensivierung ihrer Bereitschaftsplanung und zur Einleitung
der erforderlichen Maflnahmen, um die Ausbreitung des Virus einzuddmmen. Zum anderen wur-
den konkrete Empfehlungen an die Bevilkerung formuliert iiber HygienemalBnahmen, friithzeitige
Arztbesuche im Verdachtsfall sowie das Einholen und Befolgen von Informationen und Anwei-
sungen des Gesundheitspersonals, siehe: Coronavirus disease (COVID-19) advice for the public,
abrufbar unter: https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/advice-for-

public.

Rechtliche Grundlage der Erklarung der WHO ist Art. 12 der Internationalen Gesundheitsvor-
schriften (2005) vom 23. Mai 2005.! Gemall Absatz 1 stellt der Generaldirektor auf der Grundlage
der erhaltenen Informationen — insbesondere der des Vertragsstaates, bei dem das Ereignis einge-
treten ist — fest, ob ein Ereignis eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite nach
den in diesen Vorschriften enthaltenen Kriterien und Verfahren darstellt. Kriterien, die bei der
Feststellung, ob ein solches Ereignis vorliegt, sind nach Absatz 4:

e die vom jeweiligen Vertragsstaat bereitgestellten Informationen

e das in Anlage 2 aufgefiihrte Entscheidungsschema

e der Rat des Notfallausschusses

e wissenschaftliche Grundsitze, Erkenntnisse und andere Informationen und

e eine Bewertung der Gefahr fiir die menschliche Gesundheit, des Risikos der grenziiber-
schreitenden Ausbreitung der Krankheit und des Risikos der Beeintrdchtigung des inter-
nationalen Verkehrs.

Das Entscheidungsschema in Anlage 2 geht vom Vorliegen bestimmter Ereignisse aus, wobei drei
Fallgruppen unterschieden werden.

e ungewdhnliches oder unerwartetes Auftreten bestimmter dort genannter Krankheiten
e Ereignisse, die von internationaler Tragweite fiir die 6ffentliche Gesundheit sein kénnen
e Ereignisse, die bestimmte Krankheiten mit sich bringen.

Die nachfolgenden Fragestellungen betreffen die Einordnung des Ereignisses als ungewohnlich
oder unerwartet sowie die Frage des Risikos einer grenziiberschreitenden Ausbreitung. Die
Meldepflicht gegeniiber der WHO entsteht dann, wenn die jeweiligen Fragen mit ,,Ja“ zu beant-
worten sind.

1 Vgl. das Gesetz zu den Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) (IGV), BGBL. II 2007, S. 932, gedndert
durch die 74. Weltgesundheitsversammlung am 24. Mai 2014, BGBI. II 2016, S. 498.


http://www.euro.who.int/de/health-topics/health-emergencies/coronavirus-covid-19/news/news/2020/3/who-announces-covid-19-outbreak-a-pandemic
http://www.euro.who.int/de/health-topics/health-emergencies/coronavirus-covid-19/news/news/2020/3/who-announces-covid-19-outbreak-a-pandemic
http://www.euro.who.int/de/health-topics/health-emergencies/coronavirus-covid-19/news/news/2020/3/who-announces-covid-19-outbreak-a-pandemic
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/advice-for-public
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/advice-for-public
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Bundesgesetzblatt Jahrgang 2007 Teil || Nr. 23, ausgegeben zu Bonn am 27. Juli 2007

Anlage 2

Entscheidungsschema zur Bewertung und Meldung von Ereignissen,
die eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite darstellen kénnen

Durch das nationale Uberwachungssystem festgestellte Ereignisse (siehe Anlage 1)
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Weitere Ausfithrungen zu den malgeblichen Kriterien fiir die Feststellung der gesundheitlichen
Notlage von internationaler Tragweite finden sich bei Pflug.?

2.  Risikoeinschitzung durch das Robert Koch-Institut

Das Robert Koch-Institut (RKI) ist das nationale Public-Health-Institut fiir Deutschland. Zu seinen
wichtigsten Arbeitsbereichen gehort seit Jahren die Bekdmpfung von Infektionskrankheiten. Seit
2001 werden Krankheitsausbriiche zunehmend iiber entsprechende Meldedaten von den Gesund-
heitsdmtern entsprechend den Regelungen des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)® an das Institut
iibermittelt.

Das RKI hat erstmals im Jahr 2005 den Nationalen Pandemieplan fiir Deutschland (NPP) verof-
fentlicht und diesen seitdem laufend aktualisiert.* Er enthélt Handlungsanweisungen, die Behor-
den und andere Institutionen auf Bundes- und Landerebene zur Vorbereitung auf eine Influen-
zapandemie dienen sollen. Teil I des NPP zeigt insbesondere Mallnahmen zum Schutz der Bevil-
kerung auf, Teil II dient als fachliche Grundlage fiir Entscheidungen iiber Mainahmen und be-
schreibt den wissenschaftlichen Sachstand zur Influenzapandemieplanung.®

Mit der Veroffentlichung der ,,Ergdnzung zum Nationalen Pandemieplan® am 5. Mérz 2020 hat
das RKI auf den Ausbruch der Corona-Pandemie reagiert und besondere Empfehlungen und
MaBnahmen zur Bewdltigung der Pandemie aufgezeigt®, ausgehend von den Zielen, die Reduk-
tion der Morbiditdat und Mortalitit in der Gesamtbevolkerung zu erreichen.

Zur Bewertung der Gesamtschwere der Epidemie stellte das RKI bereits bei Abfassung des
Berichts fest, dass sich diese dullerst schwierig gestalte. Vor allem seien die Auswirkungen der
moglichen Ausbreitung noch nicht klar zu beantworten, viele Faktoren seien dabei zu bertick-
sichtigen, die bislang noch nicht einschétzbar seien.” Hierbei miissten insbesondere drei Haupt-
kriterien bertiicksichtigt werden:

2 Pflug, Manuel, Pandemievorsorge — informationelle und kognitive Regelungsstrukturen, 2013, S. 86-89 (der Text
in elektronischer Form ist abrufbar tiber die Bibliothek des Deutschen Bundestages).

3 Gesetz zur Verhiitung und Bekdmpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen vom 20. Juli 2000
(BGBI. IS. 1045), das zuletzt durch Art. 2 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBI. I S. 1018) gedndert worden ist.

4 Siehe insbesondere RKI, Nationaler Pandemieplan, Teil I, Strukturen und MaBnahmen, Stand: 2. Médrz 2017,
abrufbar unter: https://www.gmkonline.de/documents/pandemieplan teil-i 1510042222 1585228735.pd{.

5 RKI, Nationaler Pandemieplan, Teil II, Wissenschaftliche Grundlagen, Stand: 8. Dezember 2014, abrufbar unter:
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/I/Influenza/Pandemieplanung/Downloads/Pandemieplan Teil II ge-
samt.pdf? blob=publicationFile.

6 Ergdnzung zum Nationalen Pandemieplan — COVID-19 — neuartige Coronaviruserkrankung (4. Mérz 2020), ab-
rufbar unter: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/Ergaenzung Pandemieplan Co-
vid.pdf? blob=publicationFile.

7 Ergdnzung zum Nationalen Pandemieplan — COVID-19 -https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuarti-
ges Goronavirus/Ergaenzung Pandemieplan Covid.pdf? blob=publicationFile, S. 8.



https://www.gmkonline.de/documents/pandemieplan_teil-i_1510042222_1585228735.pdf
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/I/Influenza/Pandemieplanung/Downloads/Pandemieplan_Teil_II_gesamt.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/I/Influenza/Pandemieplanung/Downloads/Pandemieplan_Teil_II_gesamt.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ergaenzung_Pandemieplan_Covid.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ergaenzung_Pandemieplan_Covid.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ergaenzung_Pandemieplan_Covid.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ergaenzung_Pandemieplan_Covid.pdf?__blob=publicationFile
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e das Risiko der Ubertragbarkeit (Transmissibility)

e der Anteil klinisch schwerer bzw. todlicher Krankheitsverldufe (Seriousness of disease)
und

e die Auslastung und Kapazitit des Gesundheitsversorgungssystems (Impact)

des jeweils betroffenen Landes.?

Das RKI nimmt im Ubrigen laufend die Beschreibung und Einschétzung der Situation und damit
die Risikobewertung fiir die Bevélkerung in Deutschland vor, zuletzt stellte das Institut am

26. Mai 2020 fest: ,,Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine sehr dynamische und
ernst zu nehmende Situation. Die Anzahl der neu tibermittelten Fille ist aktuell riickldufig. Das
Robert Koch-Institut schitzt die Gefdhrdung fiir die Gesundheit der Bevolkerung in Deutschland
derzeit weiterhin insgesamt als hoch ein, fiir Risikogruppen als sehr hoch. Diese Einschédtzung
kann sich kurzfristig durch neue Erkenntnisse &ndern.? Die konkrete Risikoeinschétzung richtet
sich nach der aktuellen Ubertragbarkeit (anhand von Fallzahlen), dem Schwereprofil (Anteil
schwerer Krankheitsverldufe) und der Ressourcenbelastung des Gesundheitsversorgungssys-
tems."

3.  Begriff der epidemischen Lage von nationaler Tragweite im Sinne des § 5 Abs. 1 IfSG

3.1. Formulierungshilfe fiir die Koalitionsfraktionen fiir einen aus der Mitte des Deutschen
Bundestages einzubringenden Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevolkerung bei ei-
ner epidemischen Lage von nationales Tragweite

Die Formulierungshilfe des Bundesministeriums fiir Gesundheit fiir den Entwurf eines Bevdlke-
rungsschutzgesetzes' sah in § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG noch eine Vorschrift vor, in der die Vorausset-
zungen benannt wurden, unter denen eine epidemische Lage von nationaler Tragweite vorliegt.
Nach dieser Bestimmung sollte eine derartige Lage dann vorliegen, ,,wenn die Bundesregierung
eine ernsthafte Gefahr fiir die 6ffentliche Gesundheit in der gesamten Bundesrepublik Deutsch-
land festgestellt hat“. Vorgesehen war, dass diese Feststellung durch die Bundesregierung aus
zwei Griinden erfolgen kann:

Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Entwurfs sollte eine solche Lage zum einen dann gegeben sein,
,weil die Weltgesundheitsorganisation eine gesundheitliche Notlage von internationaler Trag-
weite ausgerufen hat und die Einschleppung einer bedrohlichen tibertragbaren Krankheit in die

8 Ergdnzung zum Nationalen Pandemieplan, S. 17.

9 Robert Koch-Institut, Infektionskrankheiten A-Z, Coronavirus SARS CoV-2, Risikobewertung zu COVID-19,
abrufbar unter: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/Risikobewertung.html.

10 Robert Koch-Institut, COVID-19: Grundlagen fiir die Risikoeinschédtzung, abrufbar unter:
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/Risikobewertung Grundlage.html.

11 Formulierungshilfe fiir die Koalitionsfraktionen fiir einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages einzubrin-
genden Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevilkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Trag-

weite, abrufbar unter: https://wmp-ag.de/wp-content/uploads/2020/03/EilmaBnahmen Epidemie.pdf.


https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikobewertung.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikobewertung_Grundlage.html
https://wmp-ag.de/wp-content/uploads/2020/03/Eilmaßnahmen_Epidemie.pdf
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Bundesrepublik Deutschland droht“. In der Begriindung zu dieser Alternative wird darauf hinge-
wiesen, die Feststellung des Eintretens einer solchen Notlage durch den Generaldirektor der
WHO gemél Art. 12 der Internationalen Gesundheitsvorschriften vom 23. Mai 2005 (IGV) sei
ihrerseits an bestimmte Kriterien gekniipft und werde restriktiv gechandhabt. Diese Feststellung
l6se innerstaatlich in der Bundesrepublik Deutschland jedoch keinen Automatismus von Rechts-
folgen aus. Vielmehr bediirfe es stets der gesonderten Feststellung durch die Bundesregierung.'*

Die Regelung in § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Entwurfs sah eine Feststellungsbefugnis der Bundes-
regierung auch ohne eine vorherige Feststellung durch die WHO vor. Eine ,,ernsthafte Gefahr fiir
die 6ffentliche Gesundheit in der gesamten Bundesrepublik Deutschland“ sollte danach auch
dann festgestellt werden konnen, ,,weil die dynamische Ausbreitung einer bedrohlichen iiber-
tragbaren Krankheit iiber mehrere Lander in der Bundesrepublik Deutschland droht.” Von einer
solchen Lage sei auszugehen, wenn mehrere Bundesldnder von einer dynamischen Verbreitung
betroffen seien, wie etwa bei der EHEC-Epidemie 2011.**

Durch die in § 5 Abs. 1 Satz 2 IfSG vorgesehene Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt sollte die
notige Publizitdt der durch die Bundesregierung erfolgten Feststellung einer epidemischen Lage
von nationaler Tragweite gewihrleistet werden.*

Die geplante Vorschrift des § 5 Abs. 2 Satz 1 IfSG sah vor, dass die Bundesregierung die Feststel-
lung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite unverziiglich aufzuheben hat, wenn die
Voraussetzungen fiir ihre Feststellung nicht mehr vorliegen. Dementsprechend miisse die
Bundesregierung die Entwicklung der Lage stdndig beobachten und iiberpriifen. Sobald sich die
festgestellte Lage dergestalt fortentwickle, dass die Voraussetzungen fiir ihre Feststellung nicht
mehr gegeben seien, habe die Bundesregierung die Lage unverziiglich fiir beendet zu erklaren.*
Nach der in § 5 Abs. 2 Satz 2 IfSG vorgesehenen Regelung sollte die Bundesregierung auch auf
Verlangen des Bundestages oder des Bundesrates verpflichtet sein, die entsprechende Feststel-
lung unverziiglich aufzuheben. Die Vorschrift des § 5 Abs. 2 Satz 3 IfSG sah vor, dass die Authe-
bung im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen ist. Um die ,,unmittelbare Riickkehr in den
Normalzustand® zu gewdhrleisten, sollten nach der in § 5 Abs. 2 Satz 4 IfSG vorgesehenen Rege-
lung sdmtliche von der Bundesregierung auf der Grundlage des § 5 Abs. 3 IfSG getroffenen

12 Vgl. die Begriindung in der Formulierungshilfe fiir die Koalitionsfraktionen fiir einen aus der Mitte des Deut-
schen Bundestages einzubringenden Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite, S. 21 zu § 5 Abs. 1 Nr. 1 IfSG.

13 Vgl. die Begriindung in der Formulierungshilfe fiir die Koalitionsfraktionen fiir einen aus der Mitte des Deut-
schen Bundestages einzubringenden Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevilkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite, S. 21 zu § 5 Abs. 1 Nr. 2 IfSG

14 Vgl. die Begriindung in der Formulierungshilfe fiir die Koalitionsfraktionen fiir einen aus der Mitte des Deut-
schen Bundestages einzubringenden Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevilkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite, S. 21.

15 Vgl. die Begriindung in der Formulierungshilfe fiir die Koalitionsfraktionen fiir einen aus der Mitte des Deut-
schen Bundestages einzubringenden Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevilkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite, S. 21 zu § 5 Abs. 2 IfSG.
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Anordnungen mit der Aufthebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite als aufgehoben gelten.®

3.2. Das Gesetz zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite vom 27. Marz 2020

Die in der Formulierungshilfe des Bundesministeriums fiir Gesundheit noch vorgesehene
Begriffsbestimmung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite in § 5 Abs. 1 IfSG wurde
nicht beibehalten. Sie wurde nicht in den von den Fraktionen der CDU, CSU und SPD am

24. Mirz 2020 eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevolkerung bei einer
epidemischen Lage von nationaler Tragweite aufgenommen'” und hat auch keinen Eingang in das
vom Deutschen Bundestag am 25. Mérz 2020 verabschiedete Gesetz gefunden.® Eine wesentliche
Anderung im Vergleich zu der in der Formulierungshilfe vorgesehenen Regelung besteht dariiber
hinaus darin, dass nach der Gesetz gewordenen Fassung des § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG nicht die
Bundesregierung, sondern der Deutsche Bundestag eine epidemische Lage von nationaler Trag-
weite festzustellen hat. Diese Feststellung hat der Deutsche Bundestag unter der stillschweigen-
den Bedingung, dass das Gesetz in Kraft tritt, im Anschluss an die Verabschiedung des Gesetzes
am 25. Marz 2020 getroffen.’ Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 IfSG hebt der Deutsche Bundestag die Fest-
stellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite wieder auf, wenn die Voraussetzungen
fiir ihre Feststellung nicht mehr vorliegen. Die Authebung ist gemal § 5 Abs. 1 Satz 3 IfSG im
Bundesgesetzblatt bekannt zu machen. Die Feststellung der epidemischen Lage von nationaler
Tragweite durch den Deutschen Bundestag hat zur Folge, dass dem Bundministerium fiir
Gesundheit nach MaBigabe der in § 5 Abs. 2 bis 3 IfSG getroffenen Regelungen umfangreiche
Erméchtigungen zum Erlass von — sofort vollziehbaren, vgl. § 5 Abs. 4 Satz 4 IfSG — Anordnun-
gen sowie von Rechtsverordnungen zugewachsen sind. Aufgrund von § 5 Abs. 2 IfSG erlassene
Rechtsverordnungen treten mit Authebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationa-
ler Tragweite auBer Kraft, ansonsten spétestens mit Ablauf des 31. Mérz 2021; Entsprechendes
gilt fiir die Anordnungen (§ 5 Abs. 4 IfSG).

Da die Bestimmung des § 5 Abs. 1 IfSG keine Legaldefinition oder gar einen Kriterienkatalog
enthilt, anhand der bzw. dessen das Vorliegen einer epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite festgelegt oder tiberpriifbar wére, ist fiir die Frage, wie dieser unbestimmte Rechtsbegriff

16 Vgl. die Begriindung in der Formulierungshilfe fiir die Koalitionsfraktionen fiir einen aus der Mitte des Deut-
schen Bundestages einzubringenden Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite, S. 21 zu § 5 Abs. 2 IfSG.

17 Vgl. den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevol-
kerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite, in: BT-Drs. 18/18111 vom 24. Mérz 2020, S. 6 zu
§ 5 Abs. 1 IfSG.

18 Ausweislich des Plenarprotokolls 19/154 vom 25. Mérz 2020 haben Erste Lesung, Einbeziehung des Haushalts-
ausschusses sowie Zweite und Dritte Lesung an einem Tag stattgefunden.

19 Vgl. das Plenarprotoll 19/154 vom 25. Mérz 2020, S. 19169 (C) in Verbindung mit der Beschlussempfehlung des
Ausschusses fiir Gesundheit (14. Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD —
BT-Drs. 19/18111 — , Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Bevilkerung bei einer epidemischen Lage von na-
tionaler Tragweite, in: BT-Drs. 19/18156 vom 25. Mérz 2020.
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auszulegen ist, auf die Gesetzesmaterialien zuriickzugreifen. Im Allgemeinen Teil des von den
Fraktionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Gesetzentwurfs wird ausgefiihrt, in der
»,Normallage“ reiche es aus, dass die Anordnung von MaBlnahmen zur Bekdmpfung {ibertragbarer
Krankheiten den nach Landesrecht zustdndigen Behorden obliege, um die Ausbreitung eines
Krankheitserregers zu verhindern. Das aktuelle Ausbruchsgeschehen der durch das neuartige
Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten Krankheit COVID-19 zeige aber, dass ,,im seuchenrechtli-
chen Notfall das Funktionieren des Gemeinwesens erheblich gefidhrdet sein®“ kénne. ,,In einer
sich dynamisch entwickelnden Ausbruchssituation” kénne ,,fiir die 6ffentliche Gesundheit in der
gesamten Bundesrepublik durch eine sich grenziiberschreitend ausbreitende tibertragbare Krank-
heit eine erhebliche Gefihrdung eintreten, der nur begrenzt auf Landesebene begegnet werden“
konne. ,,Um einer Destabilisierung des gesamten Gesundheitssystems vorzubeugen®, miisse die
Bundesregierung auf der Grundlage der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler
Tragweite durch den Deutschen Bundestag ,,in die Lage versetzt werden, schnell mit schiitzen-
den MaBnahmen einzugreifen“.?® Aus dieser Begriindung lasst sich ableiten, dass eine ,,epidemi-
sche Lage von nationaler Tragweite“ im Sinne des § 5 Abs. 1 IfSG nach Auffassung des Gesetzge-
bers dann vorliegt, wenn:

- eine durch den seuchenrechtlichen Notfall hervorgerufene erhebliche Gefahrdung des
Funktionierens des Gemeinwesens droht,

- in einer sich dynamisch entwickelnden Ausbruchssituation die Gefahr des Eintritts einer
erheblichen Gefahrdung der 6ffentlichen Gesundheit in der gesamten Bundesrepublik be-
steht, die durch eine sich grenziiberschreitend ausbreitende iibertraghare Krankheit
gekennzeichnet ist,

- dieser Gefdhrdungslage fiir die 6ffentliche Gesundheit nur begrenzt auf Landesebene
begegnet werden kann,

- der Gefahr einer Destabilisierung des gesamten Gesundheitssystems vorgebeugt werden
muss.

Der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag, Dr. Georg NiiBlein, hob
im Rahmen der parlamentarischen Debatte hervor: ,,Der Deutsche Bundestag stellt heute im
Bevolkerungsschutzgesetz die epidemische Lage von nationaler Tragweite fest. Es ist entschei-
dend, dass wir, das Parlament, das tun.“ Ahnlich duBerte sich dazu auch die stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der Fraktion Die Linke., MdB Susanne Ferschl: ,,Das Gesetz zum Bevolke-
rungsschutz und zur Pandemiebekdmpfung ist notwendig... es braucht mehr Demokratie. Deswe-
gen bin ich sehr froh, dass es — auch aufgrund unserer Intervention — gelungen ist, dass es keine
Selbsterméchtigung gibt, sondern dass das Parlament entscheidet, ob eine Notsituation vorliegt
oder nicht.*“**

Ergdnzend ist darauf hinzuweisen, dass der Gesetzgeber mit dem am 23. Mai 2020 in Kraft getre-
tenen ,,Zweiten Gesetz zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler

20 Vgl. die Begriindung im Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Gesetzes zum
Schutz der Bevilkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite, in: BT-Drs. 19/18111 vom
24. Mirz 2020, S. 14.

21 Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 19/154 vom 25. Mérz 2020, S. 19159 und 19162.
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Tragweite” vom 19. Mai 2020%*, mit dem das IfSG erneut gedndert wurde*, zum Ausdruck
gebracht hat, dass er bislang keine Veranlassung sieht, seine am 25. Méarz 2020 gemal

§ 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG getroffene Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite
nach § 5 Abs. 1 Satz 2 IfSG wieder aufzuheben, weil die Voraussetzungen fiir ihre Feststellung
nicht mehr vorliegen. Dies lasst sich aus der Begriindung des Gesetzentwurfs schlieen, wonach
die ,,zunehmende Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2* zeige, dass ,,weitere Mallnahmen
erforderlich” seien, ,,um die mit der durch das Virus ausgeldsten Pandemie verbundenen Folgen

abzumildern“.?

3.3. Stellungnahmen zur Gesetzesformulierung der epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite

Die AuBerungen von Seiten der Politik und der Wissenschaft betreffen zum einen das Fehlen
einer Legaldefinition in § 5 IfSG und zum andern die Entscheidung des Gesetzgebers, dass er
selbst die Feststellung iiber das Vorliegen der epidemischen Lage von nationaler Tragweite oder
deren Aufhebung zu treffen hat.

MdB Frank Schiiffler, FDP, betrachtet es als wichtige Verbesserung, dass —im Gegensatz zu der
Formulierungshilfe des BMG — nicht die Bundesregierung, sondern der Deutsche Bundestag
selbst festzustellen habe, ob eine epidemische Lage von nationaler Tragweite bestehe.*®

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages Detlev Spangenberg, Paul Viktor Podolay u. a. und
die Fraktion der AfD haben am 6. Mai 2020 beantragt, die Feststellung der epidemischen Lage
von nationaler Tragweite aufzuheben, BT-Drs. 19/18999. In diesem Zusammenhang weisen sie
auch darauf hin, dass das Gesetz keine Legaldefinition zum Begriff der epidemischen Lage von
nationaler Tragweite enthalte. Die Kompetenzerweiterung zugunsten des BMG werde im Wesent-
lichen auf das Ziel einer Stabilisierung des gesamten Gesundheitssystems vor dem Hintergrund
der durch die SARS Covi-2 verursachten Epidemie gestiitzt.

22 BGBI.IS. 1018.

23 Vgl. Art. 1 und 2 des Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von nationa-
ler Tragweite.

24 Vgl. die Begriindung im Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Zweiten Gesetzes
zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite, in: BT-Drs. 19/18967 vom
5. Mai 2020, S, 41.

25 Frank Schiffler, Personliche Erkldrung zum Abstimmungsverhalten am 25.03.2020 zu TOP 6 ,,Gesetz zum
Schutz der Bevilkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite“, abrufbar unter:
https://www.frankschaeffler.de/persoenliche-erklaerung-zum-abstimmungsverhalten-am-25-03-2020-zu-top-6-

gesetz-zum-schutz-der-bevoelkerung-bei-einer-epidemischen-lage-von-nationaler-tragweite/.



https://www.frankschaeffler.de/persoenliche-erklaerung-zum-abstimmungsverhalten-am-25-03-2020-zu-top-6-gesetz-zum-schutz-der-bevoelkerung-bei-einer-epidemischen-lage-von-nationaler-tragweite/
https://www.frankschaeffler.de/persoenliche-erklaerung-zum-abstimmungsverhalten-am-25-03-2020-zu-top-6-gesetz-zum-schutz-der-bevoelkerung-bei-einer-epidemischen-lage-von-nationaler-tragweite/
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In der Kommentarliteratur findet sich der Hinweis, angesichts der Anordnungskompetenz durch
den Deutschen Bundestag sei es nicht erforderlich, im Gesetz zu definieren, wann eine epidemi-
sche Lage von nationaler Tragweite anzunehmen sei.*

Nach Ansicht von Rixen ist davon auszugehen, dass sich die Formulierung der Feststellung der
besonderen Lage an die der wirtschaftlichen Sicherstellungsgesetze zur Gewihrleistung der
Daseinsvorsorge Mitte der 60er Jahre anlehne.?” Zitiert wird in diesem Zusammenhang das aktua-
lisierte Erndhrungssicherstellungs- und -vorsorgegesetz und hier § 1%%, in dem geregelt werde,
dass eine Versorgungskrise besteht. wenn die Bundesregierung bestimmte — im Weiteren ausge-
fiihrte Regelungen — getroffen habe. Der Autor weist allerdings darauf hin, dass die Zuweisung
dieser Feststellung an die Bundesregierung der Entwurfsfassung in der o. g. Formulierungshilfe
entspreche und nicht der des verabschiedeten Gesetzes.

MebBling vertritt die Auffassung, es sei zu begriilen, dass der neu gefasste § 5 IfSG einen eigenen
»Spannungsfall“ definiere, der durch den Bundestag festzustellen sei. Dies diene der Rechtsklar-
heit und der Rechtssicherheit.*

Cremer hat im Rahmen einer 6ffentlichen Sachverstdndigenanhérung des Ausschusses fiir
Arbeit, Gesundheit und Soziales des nordrhein-westfdlischen Landtages die Frage aufgeworfen,
ob § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG moglicherweise deshalb verfassungswidrig sei, weil die Feststellung
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag einerseits an
keine Voraussetzungen gebunden sei, diese Feststellung aber andererseits gravierende Eingriffs-
befugnisse nach § 5 Abs. 2 IfSG eroffne.*

26 Héberle, Peter/Lutz, Hans-Joachim, Infektionsschutzgesetz, Kommentar, 1. Auflage 2020, § 5 Rn. 1.

27 Siehe hierzu: Rixen, Stephan, Gesundheitsschutz in der Coronavirus-Krise — Die (Neu-) Regelungen des Infekti-
onsschutzgesetzes, in Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 2020, S. 1097 (1102), abrufbar bei juris.

28 Gesetz iiber die Sicherstellung der Grundversorgung mit Lebensmitteln in einer Versorgungskrise und MafBnah-
men zur Vorsorge fiir eine Versorgungskrise (Erndhrungssicherstellungs- und -vorsorgegesetz), beschlossen als
Art. 1 des Gesetzes vom 4. April 2017 (BGBIL. I S. 772).

29 MeBling, Miriam, Gesetz zum Schutz der Bevilkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite
vom 27.3.2020, in: Neue Zeitschrift fiir Sozialrecht (NZS), 2020, S. 321 (323).

30 Cremer, Wolfram, Gutachterliche Stellungnahme, Sitzung des Ausschusses fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales
am 6. April 2020 anlésslich des Gesetzentwurfs der Landesregierung (Auswirkungen der Pandemie), in: Landtag
NRW, 17. WP, Stellungnahme 17/2464, https://www.landtag.nrw.de/portal/ WWW/dokumentenarchiv/Doku-
ment/MMST17-2464.pdf (S. 4).



https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST17-2464.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST17-2464.pdf
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4.  Exkurs: Zum Drei-Stufen-Modell im Epidemiengesetz der Schweiz
4.1. Rechtliche Ausgangslage

Zur Einddmmung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 sind in der Schweiz
im Friihjahr 2020 erstmals die Bestimmungen des 2016 revidierten Epidemiengesetzes (EpG)*!
zur Anwendung gelangt.** Das EpG, das sich auf Art. 40 Abs. 2, 118 Abs. 2b, 119 Abs. 2 und

120 Abs. 2 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft®® stiitzt, und durch die
vom Schweizerischen Bundesrat®** erlassene Epidemienverordnung (EpV)?*® sowie die Verordnung
des Eidgenossischen Departements des Innern (EDI) iiber die Meldung von Beobachtungen iiber-
tragbarer Krankheiten des Menschen (EDI-VO?®®) ergdnzt wird, regelt den Schutz des Menschen
vor tibertragharen Krankheiten und sieht die dazu nétigen MaBinahmen vor (Art. 1 EpG). Zweck
des Gesetzes ist es, den Ausbruch und die Verbreitung iibertragbarer Krankheiten zu verhiiten
und zu bekdmpfen. Als ilibertraghare Krankheit gilt nach Art. 3a EpG eine Krankheit, die durch
Krankheitserreger oder deren toxische Produkte auf den Menschen tiibertragbar ist. Als Krank-
heitserreger gelten geméal Art. 3b EpG u. a. natiirliche Organismen (z. B. Viren), die eine iibertrag-
bare Krankheit verursachen oder verschlimmern kénnen, sodass auch das neuartige Coronavirus
SARS-CoV-2 von den Begriffsbestimmungen in Art. 3 EpG erfasst wird.

Um die rechtlichen Grundlagen fiir eine sinnvolle Aufgabenteilung und Zusammenarbeit
zwischen dem Bund und den Kantonen zur Bewiltigung von Krisensituationen bzw. Notlagen zu
schaffen, wurde mit der im Jahr 2016 in Kraft getretenen Revision des EpG ein dreistufiges
Modell eingefiihrt, das neben der ,,normalen Lage“ eine ,besondere” und eine ,,ausserordentliche

31 Bundesgesetz tiber die Bekdmpfung tibertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz — EpG) vom
28. September 2012 (Stand am 1. Januar 2017), abrufbar unter: https://www.admin.ch/opc/de/classified-compi-
lation/20071012/201701010000/818.101.pdf.

32 Arz de Falco, Andrea, Epidemiengesetz besteht Praxistest, in: Die Volkswirtschaft, Plattform fiir Wirtschaftspoli-
tik, 6/2020, S. 4 ff., abrufbar unter: https://dievolkswirtschaft.ch/content/uploads/2020/05/04 Arzde-

falco DE.pdf.

33 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (Stand am 1. Januar 2020), abruf-
bar unter: https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/202001010000/101.pdf.

34 Der Bundesrat ist die Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft und nach Art. 174 der Bundesverfas-
sung die ,,oberste leitende und vollziehende Behoérde des Bundes®.

35 Verordnung iiber die Bekdmpfung iibertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemienverordnung — EpV) des
Schweizerischen Bundesrates vom 29. April 2015 (Stand am 1. Mérz 2019), abrufbar unter: https://www.ad-
min.ch/opc/de/classified-compilation/20133212/201903010000/818.101.1.pdf. Gestiitzt auf Art. 16 Abs. 2 EpG
hat der Schweizerischen Bundesrat dariiber hinaus die Verordnung tiber mikrobiologische Laboratorien vom
29. April 2015 (Stand am 1. Januar 2016) erlassen, abrufbar unter: https://www.admin.ch/opc/de/classified-
compilation/20143116/201601010000/818.101.32.pdf.

36 Verordnung des Eidgenossischen Departements des Innern (EDI) tiber die Meldung von Beobachtungen tiber-
tragbarer Krankheiten des Menschen (EDI-VO) vom 1. Dezember 2015 (Stand am 1. Februar 2020), abrufbar un-

ter: https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20151622/202002010000/818.101.126.pdf.


https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20071012/201701010000/818.101.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20071012/201701010000/818.101.pdf
https://dievolkswirtschaft.ch/content/uploads/2020/05/04_Arzdefalco_DE.pdf
https://dievolkswirtschaft.ch/content/uploads/2020/05/04_Arzdefalco_DE.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/202001010000/101.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20133212/201903010000/818.101.1.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20133212/201903010000/818.101.1.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20143116/201601010000/818.101.32.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20143116/201601010000/818.101.32.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20151622/202002010000/818.101.126.pdf
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Lage* vorsieht.*” Zudem erfolgte eine gezielte Erweiterung der Bundeskompetenzen bei der Vor-
bereitung auf besondere Gefahrdungen der 6ffentlichen Gesundheit.

4.1.1. Begriff der ,normalen Lage“

In einer sog. ,normalen Lage” sind die Kantone fiir den Vollzug des EpG und der EpV und damit
fiir die Anordnung von MaBnahmen zur Verhiitung und Bekdmpfung von tibertragharen Krank-
heiten zustdndig. Nach Maligabe der Art. 30 bis 40 EpG verfiigen die Kantone bei der Bekdmp-
fung tibertragbarer Krankheiten iiber ein breites Instrumentarium an MaBnahmen gegentiber
einzelnen Personen (beispielweise die Anordnung von Quarantédne oder Absonderung geméaf
Art. 35 EpG) sowie gegeniiber der Bevolkerung und bestimmten Personengruppen (z. B. die
Anordnung von Veranstaltungsverboten gemill Art. 40 EpG). Der Bund hat in normalen Lagen
vor allem eine koordinierende Funktion. Im Ubrigen verfiigt er in diesen Lagen nur iiber
begrenzte Befugnisse, wie etwa bei MaBnahmen im internationalen Personenverkehr zur Verhin-
derung einer grenziiberschreitenden Ausbreitung iibertraghbarer Krankheiten geméal} Art. 41 ff.
EpG.*®

4.1.2. Begriff der ,,besonderen Lage“

Bei Vorliegen einer sog. ,,besonderen Lage* hat der Bundesrat die Kompetenz, bestimmte
MaBnahmen selbst anzuordnen, die normalerweise in der Zustdndigkeit der Kantone liegen. Dies
geschieht gemdl Art. 6 Abs. 2 EpG allerdings erst nach Anhorung der Kantone, beispielsweise im
Rahmen des Koordinationsorgans nach Art. 54 EpG*® oder einer Konsultation der Gesundheitsdi-
rektorenkonferenz.*® Dem Bundesrat wird fiir die besondere Lage jedoch nur die Befugnis tiber-
tragen, selber die erforderlichen Malnahmen anzuordnen. Der Vollzug der Mallnahmen verbleibt
dagegen in jedem Falle bei den Kantonen, wobei das Eidgendssische Departement des Innern die
MaBnahmen des Bundes zu koordinieren hat (Art. 6 Abs. 3 EpG). In einer ,,besonderen Lage*
kann der Bundesrat nach Anhérung der Kantone gemél Art. 6 Abs. 2a bis d EpG folgende
MafBnahmen anordnen:

- (a) MaBnahmen gegeniiber einzelnen Personen (z. B. flichendeckende Quaranténe fiir alle
Kontaktpersonen),

37 Vgl. die Begriindung in der Botschaft des Schweizerischen Bundesrates zur Revision des Bundesgesetzes tiber
die Bekdmpfung iibertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz — EpG) vom 3. Dezember 2010,
BBI 2011, S. 311 (313, 337, 362), abrufbar unter: https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2011/311.pdf.
Zu den Begriffen der ,,normalen®, ,,besonderen” und ,,ausserordentlichen“ Lage vgl. auch das vom Bundesamt
fiir Gesundheit (BAG) herausgegebene Faktenblatt ,,Normale, besondere und ausserordentliche Lage“ vom

28. Februar 2020, abrufbar unter: https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/60477.pdf.

38 Bundesamt fiir Gesundheit (BAG), Normale, besondere, und ausserordentliche Lage, Faktenblatt vom
28. Februar 2020, S. 1 (1).

39 Die Bestimmung des Art. 54 Abs. 1 Satz 1 EpG sieht vor, dass Bund und Kantone ein Organ zur Férderung der
Zusammenarbeit (Koordinationsorgan) schaffen.

40 Bundesamt fiir Gesundheit (BAG), Normale, besondere und ausserordentliche Lage, Faktenblatt vom
28. Februar 2020, S. 1 (1).


https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2011/311.pdf
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/60477.pdf
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- (b) MaBnahmen gegentiber der Bevolkerung (z. B. Veranstaltungen verbieten oder
einschrianken; Schulen, andere 6ffentliche Institutionen und private Unternehmen schlie-
Ben oder Vorschriften zum Betrieb verfiigen; das Betreten und Verlassen bestimmter Ge-
bdude und Gebiete sowie bestimmte Aktivitdten an definierten Orten verbieten oder ein-
schrianken),

- (c) Arztinnen, Arzte und weitere Gesundheitsfachpersonen (Pflegefachpersonen,
Hebammen und medizinisches Hilfspersonal) verpflichten, bei der Bekdmpfung iibertrag-
barer Krankheiten mitzuwirken und

- (d) Impfungen bei gefahrdeten Bevilkerungsgruppen, bei besonders exponierten Personen
und bei Personen, die bestimmte Tétigkeiten ausiiben, fiir obligatorisch erkléren.

Bei den MalBnahmen gegeniiber einzelnen Personen und gegentiber der Bevolkerung nach

Art. 6 Abs. 2a und b EpG beschrénkt sich der Handlungsspielraum des Bundesrates auf die in
den Art. 31 bis 38 EpG sowie die in Art. 40 EpG festgelegten MaBnahmen. Auch im Ubrigen wer-
den die rechtlich moglichen Maflnahmen im Gesetz abschlieBend aufgezdhlt. Der Bundesrat kann
die Mafinahmen entweder in Form einer konkreten Verfiigung anordnen (z. B. Verbot einer
bestimmten Veranstaltung) oder in Form einer Verordnung erlassen (z. B. Verbot oder Einschrén-
kungen von 6ffentlichen Veranstaltungen in der Schweiz oder in einem bestimmten Kanton).*'

Wann eine besondere Lage vorliegt, die den Bundesrat zur Anordnung der vorgenannten Ma[-
nahmen berechtigt, wird in Art. 6 Abs. 1 EpG anhand bestimmter Kriterien gesetzlich umschrie-
ben. Die gesetzliche Konkretisierung dieser Kriterien soll nach der Gesetzesbegriindung zur
,,Voraussehbarkeit und Berechenbarkeit staatlichen Handelns beitragen.** Nach der Legaldefini-
tion des Art. 6 Abs. 1 EpG gibt es zwei alternative Szenarien, in denen eine besondere Lage vor-
liegt:

e Eine besondere Lage ist gemélB Art. 6 Abs. 1a EpG zum einen dann gegeben, wenn einer-
seits die ordentlichen Vollzugsorgane, also die einzelnen Kantone, nicht (mehr) in der
Lage sind, den Ausbruch und die Verbreitung iibertragbarer Krankheiten zu verhiiten und
zu bekdmpfen, und zusétzlich eine der folgenden Gefahren besteht:

— (1) eine erhohte Ansteckungs- und Ausbreitungsgefahr,
— (2) eine besondere Gefiahrdung der 6ffentlichen Gesundheit,
— (3) schwerwiegende Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensberei-
che.
Die unter Buchstabe a Ziffern 1 bis 3 aufgefiihrten Kriterien sind alternativ zu verstehen.
Nach Auffassung des Gesetzgebers konnen unter diese Kriterien nach heutigem Wissen

41 Bundesamt fiir Gesundheit (BAG), normale, besondere und ausserordentliche Lage, Faktenblatt vom
28. Februar 2020, S. 1 (2).

42 Vgl. die Begriindung in der Botschaft des Schweizerischen Bundesrates zur Revision des Bundesgesetzes tiber
die Bekdmpfung tibertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz — EpG) vom 3. Dezember 2010,
BBI 2011, S. 311 (364).
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alle wesentlichen Gefdhrdungen der 6ffentlichen Gesundheit subsumiert werden, die ein
Handeln des Bundes notwendig machen.*?

e Eine besondere Lage ist gemél Art. 6 Abs. 1b EpG zum anderen dann gegeben, wenn die
WHO im Rahmen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) vom 23. Mai 2005
(IGV) festgestellt hat, dass eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite
besteht und durch diese in der Schweiz eine Gefdhrdung der 6ffentlichen Gesundheit
droht. In der Gesetzesbegriindung wird im Hinblick auf diese Situation ausdriicklich
darauf hingewiesen, dass die Feststellung einer gesundheitlichen Notlage von internatio-
naler Tragweite durch den Generaldirektor der WHO aber nicht automatisch zur Anord-
nung von Maflnahmen in der Schweiz fiihre.**

In der Literatur* wird zum Teil kritisch darauf hingewiesen, dass die gesetzliche Umschreibung
der besonderen Lage in Art. 6 Abs. 1 EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe
enthalte, die erhebliche Interpretationsspielrdume er6ffneten. Dies fiihre dazu, dass zwar der
Kompetenziibergang von den Kantonen zum Bund abschlieBend geregelt sei, die dafiir maBgebli-
chen Voraussetzungen und Umstédnde fiir den konkreten Anwendungsfall jedoch wenig bestimmt
seien. So fielen nach der Legaldefinition des Art. 6 Abs. 1 EpG alle Ausbreitungsszenarien von
iibertragbaren Krankheitserregern, die einen Bedarf nach breiteren Bundeskompetenzen hervor-
riefen, unter den Begriff der ,besonderen Lage” im Sinne des EpG.*® Aus juristischer Sicht
bestehe deshalb im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf fiir eine Operationalisierung der
,besonderen Gefihrdung gemél Art. 6 Abs. 1b EpG auf Verordnungsebene, sei es durch Krite-
rien — zum Beispiel eine groBe raumliche Ausbreitung — oder exemplarische Aufzdhlungen von
besonderen Gefahrdungen in der Epidemienverordnung. Aus Griinden der Gesetzesklarheit sei es
dariiber hinaus geboten, zur Bestimmung der ,,schwerwiegenden* Auswirkungen auf die Wirt-
schaft oder auf andere Lebensbereiche im Sinne des Art. 6 Abs. 1a Ziffer 3 EpG auf Verordnungs-
ebene durch Kriterien oder typische Beispiele wenigstens ansatzweise zu objektivieren, unter
welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen Lage erfiillt sei.*’

43 Vgl. die Begriindung in der Botschaft des Schweizerischen Bundesrates zur Revision des Bundesgesetzes tiber
die Bekdmpfung iibertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz — EpG) vom 3. Dezember 2010,
BBI 2011, S. 311 (364).

44 Vgl. die Begriindung in der Botschaft des Schweizerischen Bundesrates zur Revision des Bundesgesetzes iiber
die Bekdmpfung iibertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz — EPG) vom 3. Dezember 2010,
BBI 2011, S. 311 (364).

45 Biiro Vatter AG (Hrsg.), Analyse besondere Lage geméss EpG: Aufgaben, Zustdndigkeiten und Kompetenzen des
Bundes, Schlussbericht, Bern, 31. August 2018, S. 8 ff, abrufbar unter: http://www.buerovatter.ch/pdf/2018-
Kompetenzen%20des%20Bundes% 20in% 20besonderen%20Lagen.pdf.

46 Biiro Vatter AG (Hrsg.), Analyse besondere Lage gemél EpG: Aufgaben, Zustdndigkeiten und Kompetenzen des
Bundes, Schlussbericht, S. 8.

47 Biiro Vatter AG (Hrsg.), Analyse besondere Lage gemél EpG: Aufgaben, Zustdndigkeiten und Kompetenzen des
Bundes, Schlussbericht, Zusammenfassung, S. VIII.
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4.1.3. Begriff der ,,ausserordentlichen Lage

Bei Vorliegen einer aulerordentlichen Lage kann der Bundesrat gemal Art. 7 EpG fiir das ganze
Land oder fiir einzelne Landesteile die notwendigen Malnahmen anordnen. Wahrend Art. 6 EpG
auf vorhersehbare Lagen bezogen ist, auf die sich die Behdrden vorbereiten und fiir die sie MaB-
nahmen planen kénnen, geht Art. 7 EpG von der Erfahrung aus, dass es Lagen gibt, die nicht
vorhersehbar sind und fiir welche die in Art. 6 Abs.2 EpG aufgefiihrten Mainahmen nicht ausrei-
chen. Die aulBerordentliche Lage bezieht sich mithin auf die eigentlichen Krisensituationen.

Die Voraussetzungen fiir das Vorliegen einer auBerordentlichen Lage sind im EpG nicht ndher
umschrieben. Der Gesetzgeber des EpG geht davon aus, dass die dritte Eskalationsstufe — also die
aubBerordentliche Lage — gesetzlich nicht ndher definiert werden kann. Nach der Gesetzesbegriin-
dung kommt der Bestimmung des Art. 7 EpG lediglich eine deklaratorische Bedeutung zu, indem
sie auf der Stufe des einfachen Gesetzesrechts die verfassungsméflige Kompetenz des Bundesra-
tes wiederhole, gemdll Art. 185 Abs. 3 der Schweizerischen Bundesverfassung in aullerordentli-
chen Situationen ohne Grundlage in einem Bundesgesetz ,,Polizeinotverordnungsrecht” zu erlas-
sen.*® Im Bereich der iibertragbaren Krankheiten sei auch in Zukunft mit unvorhersehbaren,
akuten schweren Bedrohungen der 6ffentlichen Gesundheit zu rechnen, fiir die das einfache
Gesetzesrecht keine spezifische Regelung bereithalte. In diesen Féllen, die die innere Sicherheit
des Landes gefdhrden konnten, miisse ein rasches und zielgerichtetes Eingreifen moglich sein.
Das konstitutionelle Notstandsrecht erlaube es dem Bundesrat, bei unvorhersehbaren schweren
Storungen der 6ffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit, die eingetreten seien oder un-
mittelbar drohten, die addquaten MaBnahmen rasch und fallspezifisch anzuordnen. Im Gegensatz
zur besonderen Lage im Sinne des Art. 6 Abs. 1 EpG sei deshalb auf der Ebene des einfachen
Gesetzes eine ausfiihrliche Definition der auerordentlichen Lage nicht moglich.*

Art. 7 EpG regelt nicht im Einzelnen, welche MaBinahmen der Bundesrat zur Bewéltigung der
auBerordentlichen Lage ergreifen darf oder soll. Die Bestimmung macht lediglich klar, dass der
Bundesrat die Beschrankung auf die im Gesetz aufgefiihrten MaBnahmen, die fiir die besondere
Lage im Sinne des Art. 6 EpG gilt, in einer auBerordentlichen Lage durchbrechen darf. Dies folgt
daraus, dass die Vorschrift des Art. 7 EpG dem Bundesrat die Befugnis einrdaumt, nach pflichtge-
mélem Ermessen alle zur Abwendung der Notlage ,,notwendigen“ MaBnahmen zu treffen. Eine
inhaltliche Begrenzung der erlaubten Mallnahmen ergibt sich allerdings aus dem Zweck des EpG
generell und dem des Art. 7 EpG im Besonderen, der in der Abwehr von Gefahren fiir das Polizei
gut der 6ffentlichen Gesundheit besteht. Der Wortlaut des Art. 7 EpG ist zwar nicht ausdriicklich
auf polizeiliche MaBnahmen in diesem Sinne bezogen, sodass er auch dahingehend verstanden
werden konnte, dass andere Gefahren fiir spezifische Bevilkerungsgruppen oder einzelne Perso-
nengruppen ebenfalls geniigen wiirden, um den Bundesrat zur Anordnung aller ,,notwendigen
MaBnahmen“ zu erméchtigen. Die systematische und teleologische Auslegung des Art. 7 EpG

48 Vgl. die Begriindung in der Botschaft des Schweizerischen Bundesrates zur Revision des Bundesgesetzes tiber
die Bekdmpfung iibertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz —EpG) vom 3. Dezember 2010,
BBI 2011, S. 311 (365).

49 Vgl. die Begriindung in der Botschaft des Schweizerischen Bundesrates zur Revision des Bundesgesetzes tiber
die Bekdmpfung tibertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz — EpG) vom 3. Dezember 2010,
BBI 2011, S, 311 (366).



Wissenschaftliche Dienste Ausarbeitung Seite 18
WD 9 - 3000 - 045/20

schlieBen ein derart weites Begriffsverstdndnis jedoch aus. Die Bestimmung des Art. 7 EpG folgt
unmittelbar auf die des Art. 6 EpG und will im Vergleich zu dieser Regelung einer deutlich
gesteigerten Gefahrenlage Rechnung tragen. Art. 6 Abs. 1 EpG setzt in jedem Fall eine Gefahr
(Abs. 1a) oder eine gesundheitliche Notlage (Abs. 1 b) voraus, also die Notwendigkeit der Gefah-
renabwehr. Da Maflnahmen zur Gefahrenabwehr per definitionem polizeiliche MaBnahmen sind
und sich das EpG — wie oben bereits erwahnt — u. a. auf Art. 118 Abs. 2b der Schweizerischen
Bundesverfassung stiitzt, der den Schutz der Gesundheit bezweckt, liegt es auf der Hand, dass
das Polizeigut der 6ffentlichen Gesundheit den Zweck des Art. 7 EpG bildet.*°

4.2. Umsetzung der rechtlichen Vorgaben durch den Schweizerischen Bundesrat in der Corona-
viruskrise

Am 28. Februar 2020 hat der Schweizerische Bundesrat aufgrund der damaligen Entwicklung der
Coronavirus-Epidemie die Situation in der Schweiz zunéachst als ,,besondere Lage“ im Sinne des
Art. 6 Abs. 1 EpG eingestuft® und gestiitzt auf die Vorschrift des Art. 6 Abs. 2b EpG die ,,Verord-
nung iber MaBfnahmen zur Bekdampfung des Coronavirus (COVID-19)“* erlassen. Die in dieser
Verordnung getroffenen Maflnahmen dienten geméll Art. 1 Abs. 2a bis ¢ dazu

- (a) die Verbreitung des Coronavirus (Covid-19) in der Schweiz zu verhindern oder einzu-
dammen,

- (b) die Haufigkeit von Ubertragungen zu reduzieren, Ubertragungsketten zu unterbrechen
und lokale Ausbriiche zu verhindern oder einzuddmmen und

- (c) besonders vulnerable Personen sowie Personen mit erhdhtem Kombinationsrisiko zu
schiitzen.

Mit der Regelung in Art. 2 Abs. 1 der Verordnung wurde es deshalb verboten, 6ffentliche oder
private Veranstaltungen, an denen sich gleichzeitig mehr als 1000 Personen authielten, in der
Schweiz durchzufiihren. Bei 6ffentlichen oder privaten Veranstaltungen, bei denen weniger als
1000 Personen teilnahmen, mussten die Veranstalter zusammen mit der zustdndigen kantonalen
Behorde eine Risikoabwédgung vornehmen, ob sie die Veranstaltung durchfiithren kénnen oder
nicht (Art. 2 Abs. 2 der Verordnung). Das Veranstaltungsverbot galt gemal Art. 2 Abs. 3 der Ver-
ordnung bis zum 15. Mérz 2020.

Angesichts der beschleunigten Ausbreitung des Coronavirus wurde diese Verordnung bereits
zwei Wochen spéter durch die ,,Verordnung 2 iiber MaBnahmen zur Bekdmpfung des Coronavi-

50 Biiro Vatter AG (Hrsg.), Analyse besondere Lage gemal EpG: Aufgaben, Zustdndigkeiten und Kompetenzen des
Bundes, Schlussbericht, S. 127 f.

51 Der Bundesrat: Das Portal der Schweizer Regierung, Coronavirus: Bundesrat verbietet grofe Veranstaltungen,

Medienmitteilung vom 28. Februar 2020, abrufbar unter: https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumenta-
tion/medienmitteilungen.msg-id-78289.html.

52 Verordnung iiber Mafinahmen zur Bekdmpfung des Coronavirus (COVID-19) vom 28. Februar 2020 (Stand am

28. Februar 2020), abrufbar unter: https://www.admin.ch/opc/de/classified-compila-
tion/20200619/202002280000/818.101.24.pdf.
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rus (COVID-19)“ vom 13. Mérz 2020 ersetzt und seitdem mehrmals und in hohem Rhythmus an-
gepasst®, nachdem der Bundesrat die Situation in der Schweiz neu als ,,ausserordentliche Lage*“
im Sinne des Art. 7 EpG eingestuft hatte.”* Am 1. April 2020 wurde die Verordnung zudem in
systematischer und terminologischer Hinsicht iiberpriift und tiberarbeitet. Die letzten vom Bun-
desrat verabschiedeten Anderungen dieser Verordnung sind gestaffelt vom 3. bis 8. Juni 2020 in
Kraft getreten.

* k%

53 Vgl. die Verordnung 2 tiber MaBnahmen zur Bekdmpfung des Coronavirus (COVID-19) vom 13. Mérz 2020
(Stand am 8. Juni 2020), abrufbar unter: https://www.admin.ch/opc/de/classified-compila-
tion/20200744/202006090000/818.101.24.pdf; vgl. zu dieser Verordnung auch die Erlduterungen des Bundes-
amtes fiir Gesundheit (BAG) vom 2. Juni 2020, abrufbar unter: https://www.bag.admin.ch/dam/bag/de/doku-
mente/mt/k-und-i/aktuelle-ausbrueche-pandemien/2019-nCoV/covid-19-erlaeuterungen-zur-verordnung-
2.pdf.download.pdf/Erlacuterungen COVID-19-Verordnung 2 8 Juni.pdf.

54 Bundesamt fiir Gesundheit (BAG), Coronavirus: Bundesrat erkldrt die ,,ausserordentliche Lage“ und verschérft
die MafBinahmen, Medienmitteilung vom 16. Médrz 2020, abrufbar unter: https://www.bag.ad-
min.ch/bag/de/home/das-bag/aktuell/medienmitteilungen.msg-id-78454.html.
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